
AKTENSTÜCKE DER 26. LANDESSYNODE NR. 19 H 

 

 

G e m e i n s a m e r   B e r i c h t  

des Finanzausschusses und des Landessynodalausschusses 

betr. Entwurf des Haushaltsplanes der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers 

 für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 

 

 

Hannover, 27. November 2024 

 

 

 

Der Finanzausschuss und der Landessynodalausschuss haben die im Zusammenhang mit 

der Aussprache über den Haushaltsplanentwurf der Evangelisch-lutherischen Landeskirche 

Hannovers für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 überwiesenen Anträge beraten und  

berichten wie folgt:  

 

 

I. 

Anträge aus der Generaldebatte zu den Aktenstücken Nr. 19 F (Haushaltsplan) 

und Nr. 19 G (Bericht der Ausschüsse) 

 

Antrag des Synodalen Sundermann (Nr. 50): 

"Der Finanzausschuss wird gebeten, wohlwollend zu prüfen, wie Mittel für eine weiter- 

gehende Förderung des Programms Kulturkirchen (Teilergebnishaushalt 1000-44300  

Kulturarbeit) in den Jahren 2026 bis 2029 in den Haushalt eingestellt werden können." 

 

Eine Fortführung der aktuellen Bewilligungspraxis für die Kulturkirchen hätte eine zusätz-

liche Bindung von dreimal 346 000 Euro = 1 038 000 Euro für die Jahre 2027 bis 2029 zur 

Folge. Dies geht auch über den Zeitraum der Verpflichtungsermächtigungen von zwei  

Jahren hinaus. 

Landessynodalausschuss und Finanzausschuss empfehlen nach Beratung mit dem Landes-

kirchenamt, die Förderung auf den Zeitraum bis zum Jahr 2028 zu begrenzen und die 

Fördersumme für die Jahre 2027 und 2028 auf 300 000 Euro pro Jahr zu begrenzen und 

insgesamt 600 000 Euro für die Jahre 2027 und 2028 bereitzustellen.  

 

Es wird darum gebeten, dass das Kuratorium der Hanns-Lilje-Stiftung gemeinsam mit der 

Jury für den Kulturpreis die Förderkriterien der Vergabe fortentwickeln und Konzepte 
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entwickeln, wie nach Ende des Förderzeitraumes eine weitere Finanzierung (z.B. durch 

Fundraisingkonzepte) ermöglicht werden kann. Dem Finanzausschuss ist zu berichten. 

 

Zur Finanzierung der für die Jahre 2027 und 2028 notwendigen Mittel von 600 000 Euro 

schlägt das Landeskirchenamt eine Rücklagenzuführung vor, die für einen ausgeglichenen 

Haushalt wie folgt finanziert werden soll: 

- 120 000 Euro aus noch bestehendem Haushaltsüberschuss im Jahr 2025  

- 440 000 Euro durch Reduzierung der Mittel für Orgelbaumaßnahmen (220 000 Euro pro 

Jahr) bei Teilergebnishaushalt 1000-02700 

- 40 000 Euro durch Reduzierung der Mittel für allgemeine missionarische Aufgaben  

(20 000 Euro pro Jahr) bei Teilergebnishaushalt 1000-16103 

 

Finanzausschuss und Landessynodalausschuss empfehlen die vorgeschlagene Finanzierung 

und die damit verbundene Änderung des Haushaltsplanes. 

 

Antrag der Synodalen Furche (Nr. 51): 

"Der Finanzausschuss und der Landessynodalausschuss werden gebeten, wohlwollend zu 

prüfen, ob die Befristung der 1,0-Stelle Personalberatung in den Verwaltungsstellen in der 

Landeskirche Hannovers in Kostenstelle 1000-05880 'Arbeitsstelle für Personalberatung 

und -entwicklung' gestrichen werden kann." 

 

Landessynodalausschuss und Finanzausschuss empfehlen nach Beratung, die Befristung 

der 1,0-Stelle Personalberatung in den Verwaltungsstellen in der Landeskirche Hannovers 

in Kostenstelle 1000-05880 "Arbeitsstelle für Personalberatung und -entwicklung"  

aufzuheben.  

 

Antrag der Synodalen Hollung (Nr. 63): 

"Das Landeskirchenamt wird gebeten zu prüfen, ob die Anschaffung von Bibeln als  

Geschenk zur Einsegnung von Diakon*innen und zur Ordination von Pastor*innen benötigt 

werden und ggf. von diesem Geschenk Abstand zu nehmen (Teilergebnishaushalt 1000-

01100 Gottesdienst)." 

 

In Teilergebnishaushalt 1000-01100 sind 36 700 Euro pro Jahr für folgende Zwecke einge-

plant: "Mittel für Ordinationsbibeln, Bibeln zur Einsegnung von Diakonen/Diakoninnen, 

Sonn- und Festtagskalender als Arbeitsmaterial für Pfarrämter, Nachbeschaffung von  

Agenden und anderen gottesdienstlichen Büchern für die Ausstattung von neuerrichteten 

Gemeinden und Pfarrstellen." 
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Finanzausschuss und Landessynodalausschuss empfehlen, die Haushaltsposition nicht zu 

verändern und bitten das Landeskirchenamt, die bisherige Praxis zu prüfen und ggf. zu 

optimieren.  

 
Antrag der Synodalen Lührs (Nr. 64): 

"Das Konzept des Agrardialoges möge dahin überdacht und überlegt werden, dass eine 

Beratung vor Neuverpachtung über die Anbaumethoden der Landbewirtschaftung mit Ver-

pächter, Pächter und einem landwirtschaftlichen Fachmann der Landeskirche vor Ort am 

betreffenden Acker beraten und besprochen werden.  So werden Verpächter und Pächter 

ganz anders sensibilisiert für die Ackerflächen und ihre Bewirtschaftung (Teilergebnishaus-

halt 1000-92305 Energiemanagement und Klimaschutz, Agrardialog)." 

 

Finanzausschuss und Landessynodalausschuss stellen fest, dass der Antrag auf den Inhalt 

des Agrardialoges zielt, nicht auf die Bereitstellung von Haushaltsmitteln. Das Landeskir-

chenamt wird gebeten, die bisherige Art des Agrardialoges zu prüfen. Dem Umwelt- und 

Bauausschuss ist dazu zu berichten.  

 

 

II. 

Anträge und Eingaben an die Landessynode, 

die dem Finanzausschuss überwiesen wurden 

 
Weitere Eingaben, die dem Finanzausschuss überwiesen wurden, lagen nicht vor. 

 

 

III. 

Finanzwirksame Anträge zum Haushaltsplanentwurf 2025 und 2026 

 
Antrag des Synodalen Dr. Zimmermann (Nr. 46): 

"Der Finanzausschuss wird gebeten zu prüfen, ob das Haus der Religionen dauerhaft mit 

einer zusätzlichen Sachkostenpauschale von 30 000 Euro pro Jahr gefördert werden kann 

(Antrag im Rahmen des Tätigkeitsberichtes des Landessynodalausschusses - Aktenstück 

Nr. 3 K)." 

 

Finanzausschuss und Landessynodalausschuss erkennen die Arbeit des Hauses der  

Religionen an und empfehlen die Ausstattung mit Sachmitteln im Haushaltszeitraum. 

 

Die Förderung für die Haushaltsjahre 2025 und 2026 mit 30 000 Euro pro Jahr wird emp-

fohlen. Nach Rücksprache mit dem Landeskirchenamt können für den Zweck Mittel aus der 

Abteilung 2 (Teilergebnishaushalt 1000-35100 Evangelischer Entwicklungsdienst) für beide 

Jahre umgewidmet werden. Die Förderung wird im Text des Haushaltes aufgenommen, das  

Zahlenwerk des Haushaltes ist nicht zu ändern.  
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IV. 

Finanzwirksame Anträge zum Haushaltsplanentwurf 2025 und 2026 

 

Eigene finanzwirksame Anträge werden seitens des Finanzausschusses und des Landes- 

synodalausschusses nicht gestellt. 

 

 

V. 

Haushaltsbeschluss 

 

Der Finanzausschuss und der Landessynodalausschuss stellen folgende Anträge: 

 

Die Landessynode wolle beschließen: 

Der Haushaltsbeschluss (§§ 1 bis 11) wird, wie er in der Anlage zum Aktenstück  

Nr. 19 F auf den Seiten I bis VI abgedruckt ist, mit den folgenden Änderungen  

beschlossen: 

§ 1 Feststellung des Haushaltsplanes 

(1) Der Haushaltsplan der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers wird 
gemäß Artikel 45 der Kirchenverfassung für das Haushaltsjahr 2025 in den  

ordentlichen Erträgen auf 725.987.200,00 Euro und in den ordentlichen Aufwen-

dungen auf 742.191.800,00 Euro sowie für das Haushaltsjahr 2026 in den  
ordentlichen Erträgen auf 727.198.400,00 Euro und den ordentlichen Aufwen-

dungen auf 747.556.810,00 Euro festgestellt.  

(2) Die Finanzerträge 2025 werden auf 20.888.900,00 Euro und 2026 auf 
21.877.700,00 Euro bei gleichzeitiger Rücklagenbewirtschaftung (Nettozufüh-

rung) von 3.955.200,00 Euro im Jahr 2025 und 2.239.600,00 Euro im Jahr 

2026 festgestellt. Über beide Jahre ergibt sich ein ausgeglichener Haushaltsplan 
bzw. ein positives Bilanzergebnis. 

 

 

VI. 

Verpflichtungsermächtigungen 

 

Verpflichtungsermächtigungen sind im Haushaltsplan für die Jahre 2025 und 2026 nicht 

vorgesehen. Landessynodalausschuss und Finanzausschuss bekräftigen diese Entschei-

dung, um Flexibilität für den begonnenen Zukunftsprozess zu eröffnen. 
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VII. 

Sonstige Anträge 

 

Allgemeine Anfragen auf Verstetigung bestimmter Haushaltspositionen über den Haus-

haltszeitraum des vorliegenden Haushaltsplans hinaus (z.B. die Arbeit der Friedensorte) 

werden in die Beratungen des Finanzausschusses aufgenommen und zu einem späteren 

Zeitpunkt beraten. 

 

 

Brümmer Surborg 
Vorsitzende Vorsitzender 


